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Stellungnahme zum neuen Lehrerdienstrecht 

 

Die Dienststelle des Don Bosco Gymnasiums in Unterwaltersdorf  übermittelt in offener Frist 
ihre Stellungnahme zur Dienstrechtsnovelle 2013. 

Grundsätzlich ist der gegenständliche Entwurf in vielen Punkten abzulehnen, 
insbesondere hinsichtlich der folgenden Aspekte: 

• Die Induktionsphase ist aus unserer Sicht nicht durchführbar, weil eine volle 
Unterrichtsverpflichtung von 24 Wochenstunden verbunden mit einer 
Hospitierverpflichtung und Induktionslehrveranstaltungen außerhalb der 
Unterrichtszeit nicht zu bewältigen ist. Da besonders am Anfang der Lehrtätigkeit 
intensive Vor- und Nachbereitung unerlässlich sind  (mindestens eine Stunde für Vor- 
und Nachbereitung pro Wochenstunde), stellt dies eine unzumutbare Gesamtbelastung 
dar. 

• Die Qualität des Unterrichts kann dadurch nicht mehr gewährleistet werden, dass 
Lehrerinnen und Lehrer unabhängig von ihrer spezifischen Ausbildung an jeder Schulart 
in jedem beliebigen Fach auch gegen ihren Willen eingesetzt werden. 

• Insbesondere bei  Sprachlehrerinnen und -lehrern ist die Erhöhung der 
Lehrverpflichtung auf 24 Wochenstunden unzumutbar, da derzeit bereits viele jener  
Kolleginnen und Kollegen aufgrund der Überbelastung durch Korrekturarbeiten 
teilzeitbeschäftigt sind. 

• Neben einer Vollbeschäftigung ist es kaum möglich, ein Masterstudium 
berufsbegleitend zu absolvieren, weshalb ein zwischenzeitlicher Ausstieg aus dem 
Berufsleben für viele notwendig sein wird.   
 
 
 
 

Hochachtungsvoll 

Mag. Elisabeth Schmidt e.h. 
Vorsitzende des Dienststellenausschusses 
 
 
Wir sind mit einer Veröffentlichung unserer Stellungnahme einverstanden. 
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